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Antwort auf die Kleine Anfrage der Fraktion der DP 
— Drucksache 835 — betr. Subventionen im Bundeshaushalt 


Gliede- 

rungs- 

kennziffer 

1 Abgrenzung der Begriffe 

2 Wortlaut der Frage 1 

3 Zuwendungen an Produzenten, Bauherren und derglei- 

chen zum Zwecke der Kostensenkung, Zuschüsse zur 
Wirtschaftsförderung 

4 Zuweisungen an die Länder, regionale Förderungsmittel, 
Finanzhilfen für Berlin und das Saarland, Aufwendun- 
gen für die Förderung der Wissenschaft und Forschung, 
Förderungsmittel aus dem Verteidigungshaushalt, öffent- 
liche Investitionen 

5 Finanzielle Leistungen des Bundeshaushalts, die weder 

einem bestimmten Wirtschaftsbereich noch dem Woh- 
nungswesen zugerechnet werden können, insbesondere 
Bundeszuschüsse zur Sozialversicherung 

6 Übersicht über die sichtbaren finanziellen Leistungen und 
Begünstigungen sowie über die Darlehen im Rahmen 
des Bundeshaushaltsplans für das Rj. 1959 

7 Anlage 1: Einzelübersicht über die unmittelbar den 

einzelnen Wirtschaftsbereichen zurechenbaren 
finanziellen Leistungen und Begünstigungen 
im Bundeshaushaltsplan für das Rj. 1959 

8 Wortlaut der Frage 2 

9 Unsichtbare Begünstigungen im Rahmen des Steuerrechts 

10 Abschreibungen 

11 Sonderregelungen im Rahmen der Umsatzsteuer, insbe- 
sondere Umsatzsteuerrückvergütungen und Großhandels- 
privileg 

12 Steuerliche Befreiungsvorschriften für öffentliche Körper- 
schaften sowie für gemeinnützige, mildtätige und kirch- 
liche Körperschaften 

13 Zölle, Abschöpfungsbeträge, Einfuhrverbote und Einfuhr- 
beschränkungen 

14 Einheitswerte für bebaute und unbebaute Grundstücke 

15 Zusammenfassender Überblick über Begünstigungen im 
Rahmen des Steuerrechts 

16 Anlage 2: Einzelübersicht über die Begünstigung im 

Rahmen des Steuerrechts 

17 Begünstigungen durch Verzicht auf Zinseinnahmen für 
Bundesdarlehen 

18 Wortlaut der Frage 3 

19 Zusammenfassender Überblick über die sichtbaren und 
unsichtbaren finanziellen Leistungen und Begünstigungen 

20 Kurze allgemeine Beurteilung der finanziellen Leistun- 
gen und Begünstigungen 
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O Die Beantwortung der Anfrage gestaltet sich insofern schwierig, als 
es keine unumstrittene Definition des Subventionsbegriffs gibt. Nach 
dem Wortlaut der Anfrage ist anzunehmen, daß es den Fragestellern 
darauf ankommt, 

I. festzustellen, welche Vorteile bestimmten Wirtschaftszweigen zu- 
gewendet werden, 

a) sichtbar, durch finanzielle Leistungen aus dem Bundeshaushalt 
unter Einschluß von Zinsverbilligungen, Inanspruchnahme von 
Bürgschaften und dergleichen, 

b) unsichtbar, durch Verzicht auf geldwerte Leistungen ari den 
Staat, die an sich gefordert werden können, insbesondere durch 
Begünstigungen im Rahmen der Steuergesetzgebung unter 
Durchbrechung der Rechtssystematik. 

Darauf läßt die Forderung unter Frage 3 der Kleinen Anfrage 
schließen, „eine Gegenüberstellung der Subventionen für die 
Landwirtschaft und alle sonstigen direkten und indirekten Sub- 
ventionen für die anderen Zweige der Wirtschaft vorzulegen"; 

II. auch jene Begünstigungen nachzuweisen, welche nur die Ver- 
brauchssphäre berühren und nicht nur einer abgrenzbaren Bevöl- 
kerungsgruppe, sondern der Bevölkerung schlechthin zugute kom- 
men. Darauf läßt der Wortlaut der Anfrage unter Frage 2 
schließen, in der von „Steuererleichterungen, Tarif ermäßigungen 
und allen sonstigen Begünstigungen aus dem Gebiete des Aus- 
fuhr- und Einfuhihandels, des Wohnungsbaues und des Sozial- 
haushalts" die Rede ist. Darüber, inwieweit man derartige Begün- 
stigungen als „Subventionen" ansprechen kann, bestehen unter- 
schiedliche Meinungen. 

Die anliegenden Übersichten sind deshalb so aufgebaut, daß die Ein- 
zelangaben im Bedarfsfälle eine Antwort auf beide Fragen ermög- 
lichen. Wegen der unterschiedlichen Meinungen über den Subven- 
tionsbegriff und wegen der damit zusammenhängenden Mehrdeutig- 
keit aller Aussagen über „Subventionen" ist in der Antwort jedoch 
auf die Verwendung des Subventionsbegriffs verzichtet worden. Es 
wird in den anliegenden übersichen vielmehr eine Zusammenstel- 
lung der „finanziellen Leistungen und Begünstigungen" vorgelegt. 
Soweit in diesem Zusammenhang Aussagen über die Zurechenbar- 
keit bestimmter finanzieller Leistungen zur Produktionssphäre oder 
zur Verbrauchssphäre gemacht sind, unterliegen sie infolge der 
untrennbaren marktwirtschaftlichen Verflechtung der Produktions- 
und der Verbrauchssphäre nicht unerheblichen Vorbehalten. 


0 Frage 1: 

Welche „sichtbaren" Subventionen in Form von Zuschüssen, Beihilfen, 
Zinsverbilligungen, Sondergaranfien und realisierten Ausfallbürg- 
schaften enthält die Ausgaibenseite 'des Bundeshaushalts insgesamt, 
und welche Bundeszuschüsse werden zusätzlich zum Haushalt anderer 
öffentlicher Körperschaften gewährt? 

6 Antwort: 

Unter den sichtbaren finanziellen Leistungen des Bundeshaushalts 
sind neben den unmittelbaren, an Produzenten und Bauherren ge- 
währten, der Kostensenkung bzw. Kostendeckung dienenden Zuwen- 
dungen (Zuschüssen, Beihilfen, Zinsverbilligungen) auch Zuschüsse 
zur Wirtschaftsförderung erfaßt, welche auf dem Wege der Änderung 
künftiger Produktionsbedingungen eine mittelbare Verbesserung der 
Rentabilitätsgrundlagen der begünstigten Wirtschaftsbereiche an- 
streben. 

0 Die den Ländern zur Durchführung der einzelnen Maßnahmen zuge- 
wiesenen Mittel sind in der zusammenfassenden Übersicht auf Seite 4 
ebenso wie in Anlage 1 in Klaipmer neben den Gesamtbeträgen der 
betreffenden Ausgabegruppen aufgeführt. Die im Einzelplan 60 aus- 
geworfenen Beträge für regionale Hilfsmaßnahmen zur Steigerung 
der Wirtschaftskraft (45 Millionen DM), deren Verwendungsweise 
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den Ländern weitgehend freigestellt ist, sind unter den nicht unmit- 
telbar zurechenbaren, sonstigen finanziellen Leistungen nachgewie- 
sen worden. Die Liquiditätshilfe für die Deutsche Bundesbahn ist 
unter den finanziellen Leistungen für den Verkehr aufgeführt, obwohl 
sie in Darlehensform gewährt wird. — Nicht erfaßt sind die zur 
Ergänzung des Finanzausgleichs zwischen Bund und Ländern dienen- 
den Zahlungen, wie die Finanzhilfe für Berlin und für das Saarland. 
Die diesen Ländern gewährten und die Wettbewerbslage beeinflus- 
senden Steuerpräferenzen sind unter Frage 2 behandelt. Außer An- 
satz geblieben sind die Aufwendungen für die Förderung der Wissen- 
schaft' und Forschung sowie auch die aus dem Verteidigungshaushalt 
geleisteten Zuwendungen, die nicht so sehr der Wirtschaftsförderung 
oder dem Wohnungsbau, als vielmehr einer Erhöhung der Wehrkraft 
dienen sollen. Außer Ansatz geblieben sind auch Investitionen, die 
zur Erfüllung eigener Aufgaben des Staates dienen, wenngleich sie 
wie z. B. der Straßenbau zum Teil einzelnen Wirtschaftsbereichen 
bevorzugt zugute kommen. 

Q Die in der untenstehenden Übersicht unter V. aufgeführten finanziel- 
len Leistungen können weder einem bestimmten Wirtschaftsbereich, 
noch dem Wohnungswesen zu gerechnet werden. Hierher gehört u. a. 
der Teilausgleich betriebsfremder Lasten der Deutschen Bundesbahn, 
der zwar einem Verkehrsträger zugute kommt, aber nicht verkehrs- 
bedingt ist. Die Bundeszuschüsse zur Sozialversicherung sind den 
Sozialleistungen zuzurechnen. Sie werden nicht um der Versiche- 
rungsträger, sondern um der Versicherten willen gewährt. 

Q Im Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1959 sind sichtbare 
finanzielle Leistungen in Höhe von 2744,5 Millionen DM ohne und 
8322,0 Millionen DM einschließlich der nicht unmittelbar zurechen- 
baren finanziellen Leistungen vorgesehen. Davon werden 1489,5 
Millionen DM den Ländern überwiesen. 

Hinzu treten Darlehen von 2071,4 Millionen DM, die den einzelnen 
Wirtschaftsbereichen und dem Wohnungswesen unmittelbar und 
weitere 83,2 Millionen DM, die nicht unmittelbar zugerechnet werden 
können. Allerdings ist nicht die Darlehensgewährung als solche, son- 
dern der mit ihr verbundene Verzicht auf Zinseinnahmen als finan- 
zielle Begünstigung zu betrachten. Auf die Zinsbegünstigungen wird 
bei Erörterung der Frage 2 näher einzugehen sein. 

Sichtbare finanzielle Leistungen und Begünstigungen im Rahmen des 
Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1959 

(davon: durch 
Gesamt- Zuweisungen 
betrag an Länder) 

v in Millionen DM 


I. Ernährung, Landwirtschaft und Forsten^ 1 923,9 (1 093,5) 

a) Finanzielle Leistungen, die unmittelbar 

zur Verbesserung der Einkommens- 
lage der Landwirtschaft beitragen . . 295,0 ( 5,6) 

b) Rückerstattung von Steuern, Zöllen 

und dergleichen 116,8 ( 98,3) 

c) Entwicklungshilfe, insbesondere Struk- 
turmaßnahmen 743,2 ( 513,9) 

d) Finanzielle Leistungen, die im wesent- 
lichen die Verbrauchssphäre oder die 

Allgemeinheit betreffen 768,9 ( 475,7) 

(darunter insbesondere Qualitätszu- 


schlag zum Milchpreis [376 Millionen 
DM] und Aufwendungen für die E- 
und V-Stellen [290,5 Millionen DM]) . 

II. Gewerbliche Wirtschaft (ohne Verkehr) 
einschließlich Inanspruchnahme aus Bürg- 
schaften (240,0) 252,1 ( — ) 
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(davon: durch 
Gesamt- Zuweisungen 
betrag an Länder) 


in Millionen DM 

III. Verkehr 197,2 ( — ) 

IV. Wohnungswesen 371,3 ( 351,0) 

V. Sonstige finanzielle Leistungen .... 5 577,5 ( 45,0) 

a) Zuschüsse zur Sozialversicherung (Kap. 

1113) 5 207,5 ( — ) 

b) Ausgleich von betriebsfremden Lasten 

der Deutschen Bundesbahn (1202/530) 291,0 ( — ) 

c) An die Deutsche Bundesbahn zum Aus- 
gleich der ihr obliegenden Verzinsung 

von Ausgleichsforderungen (1202/532) 34,0 ( — ) 

d) Regionale Hilfsmaßnahmen zur Stei- 
gerung der Wirtschaftskraft (6002/571 b) 45,0 ( 45,0) 

VI. Nachrichtlich: Darlehen 2 154,6 (1 110,3) 

davon: 

a) Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(einschl. Fischerei) 280,4 ( — ) 

b) Gewerbliche Wirtschaft (ohne Verkehr) — ( — ) 

c) Verkehr 429,8 ( 10,0) 

d) Wohnungswesen 1 361,2 (1 100,3) 

e) Nicht unmittelbar zurechenbar (Dar- 
lehen für regionale Hilfsmaßnahmen 

zur Steigerung der Wirtschaftskraft) . 83,2 ( — ) 


Die Beteiligungen an Wohnungsunternehmen (1,8 Millionen DM) so- 
wie am Grundkapital der Lufthansa und des Flughafens Frankfurt 
(30,4 Millionen DM) sind nicht berücksichtigt. Ebenso sind finanzielle 
Leistungen und Darlehen aus Sondervermögen des Bundes (u. a. aus 
dem ERP-Vermögen) unberücksichtigt geblieben. 

© In Anlage 1 sind für die in der voraufgehenden Übersicht unter 
I. bis IV. aufgeführten Leistungen die einzelnen Haushaltspositionen 
unter Angaben der Fundstellen aufgeführt, so daß die Möglichkeit 
der Überprüfung nach den verschiedensten Gesichtspunkten gewähr- 
leistet bleibt. 

Frage 2: 

© Welche Höhe erreicht insgesamt , r der unsichtbare Teil" der Subven- 
tionein in Form von Steuererleichterungen, Tarifermäßigungen und 
allen sonstigen Vergünstigungen aus dem Gebiete des Ausfuhr- und 
Einfuhrhandels, des Wohnungsbaues und des Sozialhaushalts? 

Antwort: 

1. Unsichtbare Begünstigungen im Rahmen des Steuerrechts 

© Steuerrechtliche Regelungen, die sich aus idem systematischen Auf- 
bau der einzelnen Steuerarten ergeben, können nicht als Begünsti- 
gungen angesprochen werden, denn 'die Steuersystematik ist gerade 
dazu bestimmt, die gleichmäßige und gerechte Anwendung der 
Steuersätze sicherzustellen. Dem Grundsatz der Allgemeinheit 'ent- 
spricht es, daß die Bemessung der Steuer nach allgemein gültigen 
Maßstäben erfolgt. Aus dem Grundsatz der Gleichmäßigkeit ergibt 
sich die Forderung nach gerechter Verteilung der Steuerlast. Bei den 
Steuern, die Kostencharakter tragen, ist der Grundsatz der Wett- 
bewerbsneutralität von besonderer Wichtigkeit. Zum Wesen der 
Steuern vom Einkommen, Ertrag, Vermögen und Vermögenszuwachs 
gehört es, daß sie durch Freibeträge einerseits und durch progressive 
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Ausgestaltung der Tarife andererseits eine Anpassung der Steuer- 
schuld an die persönliche Leistungsfähigkeit des einzelnen Steuer- 
pflichtigen erstreben. Dieser Zielsetzung dienen auch die Varschriften 
über die Abzugsfähigkeit von Sonderausgaben und über die Berück- 
sichtigung außergewöhnlicher Belastungen. 

© Auch die allgemein zulässigen Abschreibungen sind nicht als Be- 
günstigung anzusehen, weil sie sich aufs Ganze gesehen auf den 
wirtschaftlich berechtigten Umfang beschränken und ohnehin tin der 
Regel nur eine zeitliche Verschiebung 'der Steuerschuld bedeuten und 
weil sie überdies von allen Staatsbürgern, bei denen sich abschrei- 
bungsfähige Vorgänge abspielen, in Anspruch genommen werden 
können. 

0 Die im Rahmen der Allphasen-Bruttouimsatzs teuer zur Abwehr von 
Verstößen gegen den Grundsatz der Wettbewerbsneutralität enthal- 
tenen Vorschriften sind ebenfalls in der Steuersystematik begründet. 
So ist z. B. die gegenwärtige Handhabung der Umsatz Steuerrück- 
vergütung -(Mindereinnahmen: 1,4 Milliarden DM jährlich, die vor- 
zugsweise der gewerblichen Wirtschaft zufließen) und der Umsatz- 
ausgleichsbesteuerung (Mehreinnahmen: 0,9 Milliarden DM jährlich) 
im EWG- Vertrag (Artikel 97) und im GATT (Artikel IV) auch 
zwischenstaatlich anerkannt. Die genannten Ausgleichsmaßnahmen 
haben die Aufgabe, siche rzus teilen, daß die ausgeführten Waren in 
idem Land, in dem sie verbraucht werden, die gleiche Belastung mit 
inländischen Abgaben tragen wie die inländischen Erzeugnisse. Bei 
den speziellen Verbrauchsteuern, wie z. B. bei der Zuckersteuer, 
wird dieser Grundsatz allgemein als selbstverständlich hingenommen. 
Dieser Fragenkreis kann im Zusammenhang mit der hier gestellten 
Anfrage nicht ausführlich erörtert und geklärt werden; er ist in der 
Umsatzsteuerdenkschrift — Drucksache 730 S. 12 — behandelt worden. 

Ebenso wie die Umsatzsteuerrückvergütung kann nach der jetzigen 
rechtlichen Konstruktion der Umsatzsteuer z. B. auch das Großhan- 
dellsprivileg nicht als Begünstigung aufgefaßt werden. Unterlägen 
auch die Lieferungen im Großhandel dem allgemeinen Steuersatz, so 
würde die Kumulation der Bruttoumsatzsteuer ein nicht erträgliches 
Ausmaß annehmen. Bezüglich der Beurteilung der Organschaft wird 
auf die Ausführungen in der vorerwähnten Umsatzsteueirdenkschrift 
(S. 8 und 24) verwiesen. 

0 Es läßt sich somit feststellen, daß die zur Sicherstellung der Steuer- 
systematik erlassenen Vorschriften des Steuerrechts keine Begünsti- 
gungen darstellen. Nicht zu den Begünstigungen wird man auch die 
Befreiungsvorschriften für öffentliche Körperschaften sowie für ge- 
meinnützige, mildtätige und kirchliche Körperschaften rechnen kön- 
nen — soweit sie 'die Wettbewerbsbedingungen nicht verzerren — , 
weil diese Vorschriften z. T. schlechthin und unmittelbar dem Wohle 
der Volksgemeinschaft dienen, und weil es sich zum anderen Teil um 
Begünstigungen handelt, deren Fortfall ;zu Mehrausgaben der öffent- 
lichen Körperschaften führen und dementsprechend zu einer Steuer- 
erhöhung zwingen würde. Soweit sie keine Verzerrungen in den 
Wettbewerbsbedingungen zwischen Privatunternehmen und öffent- 
lichen Unternehmen zur Folge haben, sollte man eine derartige ver- 
meidbare Aufblähung der Bruttorechnung vermeiden, wenn auch zu- 
zugeben ist, 'daß durch ein derartiges Nettoverfahren der Kreis der 
Be- und Entlasteten in gewissem Umfange umgeschichtet wird. Zur 
Ermöglichung eines umfassenden Überblicks und einer eigenen 
Urteilsbildung der verschiedenen Sachverhalte sind in den Über- 
sichten auch diese Begünstigungen mit auf geführt. 

Unberücksichtigt geblieben sind die Schutzzölle sowie die Beträge, 
die zum Ausgleich von Preisunterschieden bei der Einfuhr landwirt- 
schaftlicher Erzeugnisse nach den Murktordnunggesetzen erhoben 
werden. Es muß aber erwähnt werden, daß beide Maßnahmen über 
die Gestaltung -der Preise und der Wettbewerbisverhältnisse idle Ver- 
braucher in ihrer Gesamtheit belasten und auf der anderen Seite be- 
schränkte Erzeuger- oder Verteilergruppen mit finanziellen Vorteilen 
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ausstatten. Die Belastung einerseits und die Besserstellung anderer- 
seits gehen dabei im allgemeinen sogar weit über den Umfang der 
als öffentliche Einnahmen nachweisbaren Zolleinnahmen oder Ab- 
schöpfungsbeträge hinaus. Sie erstrecken sich auf den gesamten Ver- 
brauch an konkurrierenden Inlandserzeugnissen. Preiserhöhungen, 
die durch Intervention der Einfuhr- und Vorratsstellen, durch 
dauernde oder zeitweise Einfuhrverbote oder Einfuhrbeschränkungen, 
z. B. bei Obst, Gemüse, Kartoffeln und dergleichen ausgelöst werden, 
müßten streng genommen in diesem Zusammenhang ebenfalls als Be- 
nachteiligung der Verbraucher aus gewiesen werden. Die Befreiung 
einzelner Warenarten von (den für eine Warengattung im allgemeinen 
erhobenen Schutzzöllen kann nicht als eine Begünstigung aufgefaßt 
werden. Die Freistellung von Finanzzöllen würde man behandeln 
müssen wie die Steuerbegünstigung. Die Abgrenzung des einem 
Finanzzoll unterworfenen Warenkatalogs bezüglich der erfaßten 
Warengattungen ist in diesem Zusammenhang irrelevant. Zoll- 
befreiungen, idie zur Erleichterung des grenzüberschreitenden Ver- 
kehrs gewährt werden, sind in den Übersichten nicht als Begünstigung 
aufgeführt, weil die Waren nicht Gegenstand des Güterverkehrs sind 
und deshalb von vornherein für eine Zollerhebung ausscheiden und 
die Befreiungen zudem auf Gegenseitigkeit beruhen. 

© Nicht aufgeführt ist die finanzielle Begünstigung, die dem Grund- 
besitz dadurch zuwächst, daß für bebaute und unbebaute Grundstücke 
— - anders als für das Betriebsvermögen — an den Einheitswerten 
des Jahres 1935 festgehalten ist. 

© Einen zusammengefaßten Überblick über die Begünstigungen im 
Rahmen des Steuerrechts nach dem Rechtsstand vom 1. April 1959 
vermittelt die nachstehende Übersicht. Die in ihr nachgewiesenen 
Begünstigungen belasten nicht ausschließlich den Bundeshaushalt, 
sondern je nach der Steuerart auch die Haushalte der Länder und 
Gemeinden. 


Begünstigungen im Rahmen des Steuerrechts 

(nach dem Rechtsstand vom 1. April 1959; 
in die Summenbildung konnten nur die Beträge einbezogen werden, 
deren Schätzung möglidi war) 


A. Begünstigungen nach Wirtschaftsbereichen 

I. Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

II. Gewerbliche Wirtschaft (ohne Verkehr) 

III. Verkehr 

IV. Freie Berufe 

Summe A 

B. Begünstigungen im Wohnungswesen 

C. Sonstige Begünstigungen 


Millionen DM 
(für 12 Monate) 
499 

1 763 
201 

40 

2 503 

680 

811 


Die Schätzung der mit den Begünstigungen verbundenen Steueraus- 
fälle mußte sich wegen des Fehlens ausreichender Schätzungs unter- 
lagen auf ibesonders bedeutsame Tatbestände beschränken. Das gilt 
insbesondere für die steuerlichen Begünstigungen, deren Gegenwert 
keinem bestimmten Wirtschaftszweiig oder Bevölkerungskreas zuge- 
rechnet werden kann. Die Schätzungen sind auf Grund der gegen- 
wärtigen Wirtschaftstatbestände vorgenommen und verstehen sich 
für 12 Monate. Besonders zu erwähnen ist, daß nicht mit allen 
steuerlichen Begünstigungen ein endgültiger 'Steuerverzicht verbun- 
den ist, so bei den Sonderabschreibungen, die nur eine zeitliche Ver- 
schiebung der Steuerbelastung bewirken (jedoch zu Finanzierungs- 
vorteilen und zu Zins gewinnen führen, bei Steuersenkungen echte 
Dauervorteile und bei Steuererhöhungen stärkere Belastungen auis- 
lösen können). 
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0 In der Anlage 2 'Sind die in der vor auf geh enden Übersicht gruppen- 
weise 'zusammengefaßten Begünstigungen im einzelnen aufgeführt, 
so daß auch hier die Möglichkeit der Überprüfung nach den verschie- 
densten Gesichtspunkten gewährleistet bleibt. 

2. Begünstigungen durch Verzicht auf Zinseinnahmen für Bundes- 
darlehen 

0 Zu den unsichtbaren Begünstigungen sind auch die mit der Einräu- 
mung zinsfreier oder zinsverbilligter Darlehen verbundenen Ein- 
nahmeverzichte zu rechnen. Das Ausmaß dieser unsichtbaren Lei- 
stungen dm Rechnungsjahr 1959 ergibt sich aus dem Unterschied 
zwischen dem marktgerechten und dem effektiven Zinssatz aller seit 
der Gründung des Bundes gewährten und noch nicht getilgten Dar- 
lehen. Beträge lassen sich allerdings nur im Wege grober Schätzung 
der Größenordnung nach ermitteln, weil 

a) vom Stichtag [des letzten Vermögensnachweiseis, dem 31. März 
1958, auf den mutmaßlichen Stand Mitte des Rechnungsjahres 
1959 geschlossen werden muß, 

b) der marktgerechte Zins im Laufe der Jahre stark geschwankt hat 
und 

c) die Zinsbedingungen der aus Haushaltsmitteln des Bundes ge- 
währten, einzelnen Wirtschaftsbereichen und dem Wobnungs- , 
wesen unmittelbar zurechenbaren Darlehen sehr differenziert und 
unterschiedlich sind. 

Unterstellt man, daß die Forderungen des Bundes im Durchschnitt 
eine 6°/oige Verzinsung erzielt hätten, wenn sie in Hypothekenbank- 
Pfandbriefen und anderen Wertpapieren angelegt worden wären 
und mißt man .an diesem Zinssatz die tatsächlich gewährten Zinser- 
leichterungen, so gelangt man zu folgenden Größenordnungen: 

Die unsichtbaren Begünstigungen, welche die Zinsvergünsfigungen 
bei der Vergabe von Darlehen aus Haushaltsmitteln des Bundes 
(ohne Darlehen aus Sondervermögen des Bundes) mit sich bringen, 
dürften im Rechnungsjahr 1959 insgesamt knapp 600 Millionen DM 
betragen. 3 / 4 (oder nahezu 450 Millionen DM) dieses Betrages kom- 
men dem Wohnungswesen zugute; 15 v. H. (oder 90 Millionen DM) 
dem Verkehr und nur j e 5 v. H. (oder je 30 Millionen 'DM) der ge- 
werblichen Wirtschaft sowie der Land- und Forstwirtschaft einschließ- 
lich Fischerei, Wasser- und Kulturbau. 


Frage 3: 

0 Ist die Bundesregierung bereit, eine Gegenüberstellung der Subven- 
tionen für die Landwirtschaft und .alle sonstigen direkten und indirek- 
ten Subventionen für die anderen Zweige der Wirtschaft vorzulegen, 
um dadurch einen richtigen Eindruck über die im Bundeshaushalt ge- 
' währten Subventionen zu vermitteln und den f alschen Eindruck, der 
durch die Rede des Bundesfinanzministers entstanden ist, zu berich- 
tigen? 
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Antwort: 

0 Die Antwort auf die Frage 3 ergibt sich aus der Zusammenfassung 
der iin Beantwortung der Fragen 1 und 2 zusammengestellten Mate- 
rialien. 



Sicht- 

1 Unsichtbare 


bare 

1 Begünstigungen 

Gegenstand 

finan- 

1 

der 

zielle 

im j durch 

Nachweisung 

Leistun- 

Steuer- [ Zinsver- 


gen !) 

recht 2 ) zieht 3 ) 


Millionen DM 


_1 „ " _ 2 | 3 | 4 

A. Begünstigungen nach Wirtschaftsbereichen 

I. Ernährung, Landwirtschaft und 

Forsten 

a) Finanzielle Leistungen, die un- 

mittelbar zur Verbesserung der 
Einkommenslage der Landwirt- 
schaft beitragen 295 

b) Rückerstattung von Steuern, 

Zölle und dergleichen 117 

c) Entwicklungshilfen, insbesondere 

Strukturmaßnahmen 743 

d) Finanzielle Leistungen, die im 

wesentlichen die Verbrauchs- 
sphäre oder die Allgemeinheit 
betreffen 4 ) 769 



Insgesamt 

1 924 

499 

30 

II. 

Gewerbl. Wirtschaft (ohne Verkehr) 

252 

1 763 

30 

III. 

Verkehr 

197 

201 

90 

IV. 

Freie Berufe 

— 

40 




Summe A 

2 373 

2 503 

150 


B. Begünstigungen im Wohnungswesen 

371 680 450 


C. Sonstige Begünstigungen 

5 578 811 


*) nach dem Bundeshaushaltsplan für das Rj. 1959 

2 ) nach dem Rechtsstand vom 1. April 1959 (berechnet für 12 Monate). 
Summen enthalten nur die Beträge, deren Ermittlung möglich war. 

3 ) Zinsverzicht aus vom Bund gewährten ausstehenden Darlehen nach dem 
Stand von Mitte 1959 (berechnet für 12 Monate) 

4 ) darunter insbesondere Qualitätszuschlag zum Milchpreis (376 Millionen 
DM) und Aufwendungen für die E- und V-Btellen (290,5 Millionen DM) 


9 



Drucksache 1229 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


In den Übersichten, die in die Antworten zu den Fragen 1 und 2 ein- 
gefügt sind, sowie in den Anlagen und in der voraufgehenden Zu- 
sammenstellung konnten nur die Tatbestände Berücksichtigung fin- 
den, die sich bewerten lassen. Soweit die unbewertbaren Positionen 
für die einzelnen Wirtschaftszweige eine unterschiedliche Rolle 
spielen, sind die in der Übersicht auf S. 9 nach gewiesenen Summen 
nur bedingt miteinander vergleichbar. 

^S) Die voraufgehenden Zusammenstellungen zeigen, daß z. Z. die 
Landwirtschaft — in Anerkennung der Notwendigkeit, ihre Produk- 
tions- -und Lebensbedingungen dem allgemeinen Stand der Volks- 
wirtschaft anzupassen — in hohem Umfange finanzielle Leistungen 
erhält. Soweit diese wirksam dazu beitragen, die soziale und wirt- 
schaftliche Eingliederung der Landwirtschaft in die Volkswirtschaft 
der BRD und in den Gemeinsamen Markt der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft nachhaltig zu verbessern und so aufgebaut sind, 
daß isie sich nach einer angemessenen Übergangsfrist selbst über- 
flüssig machen, dienen sie nicht nur der Landwirtschaft, sondern auch 
der Volkswirtschaft und der Volksgemeinschaft im ganzen. Es gehört 
zu den unabdingbaren Aufgaben eines Staates, Mängel in der harmo- 
nischen Entwicklung der Volkswirtschaft und des sozialen Gefüges 
des Volkes durch Hilfsmaßnahmen auszugleichen, welche die Selbst- 
hilfe auslösen und unterstützen. 
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Anlage 1 


Sichtbare Begünstigungen im Bundeshaushaltsplan 1959 

(Klammerzahlen: Zuweisungen an die Länder) 

Millionen DM 

I. Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 1 923,9 (1 093,5) 

(einschließlich Wasser- und Kulturbau, 

Fischerei und Vorratshaltung) 


a) Finanzielle Leistungen, die unmittel- 

bar zur Verbesserung der Einkom- 
menslage der Landwirtschaft beitragen 295,0 ( 5,6) 

davon: 

1. Verbilligung der Handelsdünger- 
anwendung (1002/962) .... 230,0 

2. Zinsverbilligungszuschüsse (1002/ 

aus 956) 55,0 

3. Saatgutwesen (1002/609) .... 3,1 

4. Prämien für stärkereiche Kartof- 
feln (1002/610) 3,0 

5. Bienenzucht (1002/611) .... 0,5 

6. Magermilchpulver (1002/950) . . 1,0 

7. Preisstützung für Flachs und Hanf 

(1002/954) 0,3 

8. Milderung von Ernte- und Hoch- 
wasserschäden (1002/970, 980, 981) 2,1 

b) Rückerstattung von Steuern , Zöllen 

und dergleichen 116,8 ( 98,3) 

davon: 

1 . Betriebsbeihilfen für die Land- 

wirtschaft zur Verbilligung von 
Dieselkraftstoff (1002/953b) . . . 50,3 2 ) 

2. Betriebsbeihilfen für die Fischerei 

(1J002/952) 4,5 

3. Ausgleichsbeträge für Eier (1002/ 

958) 48,0 

4. Erstattung von Lastenausgleichs- 

abgaben für bestimmte Niede- 
rungsgebiete (1002/961) .... 14,0 

c) Entwicklungshilfe , insbesondere Struk- 
turmaßnahmen 743,2 ( 513,9) 

davon: 

1. Zuschüsse für den Bau von Grün- 

futtersilos, Unterdachtrocknungs- 
und Gülleanlagen (1002/578b,l) . 15,0 

2. Einkaufsbeihilfen für landwirt- 
schaftliche Maschinen (1002/578b, 

2a) 9,7 

3. Lager-, Sortier- und Absatzein- 

richtungen für Obst, Gemüse, an- 
dere Gartenbauerzeugnisse und 
Kartoffeln (1002 aus 580b, 1 und 2) 11,0 

4. Weinbau- und Kellerwirtschaft 

(1002/607) 4,0 
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Millionen DM 

5. Förderung des Milchabsatzes 

(1002/630) 21,0 

6. Förderung der ländlichen Sied- 
lung (1 002/57 lb und 965)"* . . . 135,0 

7. Förderung der Umlegung (1002/ 

572b) 140,0 

8. Aufstockung und Aussiedlung 

landwirtschaftlicher Betriebe, 
agrarstrukturelle Maßnahmen 
(1002/573b) 120,0 

9. Ausbau der Wirtschaftswege 

(1002/574b) 50,0 

10. Verstärkung der elektrischen 

Stromversorgung (1002/577) . . 5,0 

11. Schädlingsbekämpfung (1002/614) 2,2 

12. Förderung der Fischerei (1002/ 

585b, 2) 0,8 

13. Durchführung eines landwirt- 

schaftlichen Erschließungspro- 
gramms im Landesteil Schleswig 
(1002/589b) 22,0 

14. Wasserwirtschaftliche und landes- 
kulturelle Maßnahmen (1002/575b) 93, 0 1 ) 

15. Zinsverbilligungszuschüsse (1002/ 

aus 956) 54,5 

16. Erschließung des Emslandes (1002/ 

570b) 30,0*) 

17. Ländliche Wasserversorgung 

(1002/576b) 30,0 

d) Finanzielle Leistungen , die im wesent- 
lichen die Verbrauchssphäre oder die 
Allgemeinheit betreffen 768,9 ( 475,7) 

davon: 

1. Erhöhung des Auszahlungspreises 

für Qualitätsmilch (1002/961) . . 376,0 

2. Förderung von Qualität und Ab- 

satz landwirtschaftlicher Erzeug- 
nisse (1002/629) 31,0 

3. Durchführung von Schulmilchspei- 
sungen (1002/630b) 10,0 

4. Aufklärung, Verbraucherberatung 

und Absatzförderung (1002/650) . 2,7 

5. Vorratshaltung 290,5 3 ) 

6. Tierseuchenbekämpfung (1002/615) 29,7 

7. Förderung besonderer Vorhaben 

auf dem Gebiet der Wasserwirt- 
schaft und Landeskultur im Kü- 
stengebiet (1002/619) 29,0 

II. Gewerbliche Wirtschaft (ohne Verkehr) 4 ) 252,1 ( — ) 

davon: 

1. Zinsverbilligung bei der Umschul- 
dung von Krediten (0902/957) ... 0,3 
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Millionen DM 

2. Maßnahmen zur Förderung des Ex- 
ports (0902/606) 2,4 

3. Maßnahmen zur Förderung des Hand- 
werks (0902/601) 6,0 

4. Maßnahmen zur Förderung des deut- 
schen Messewesens (0902/603) ... 0,2 

5. Maßnahmen zur Förderung des Han- 

dels und des Hotel- und Gaststätten- 
gewerbes (0902/610) 2,0 

6. Zuschuß für die Untersuchungs- und 

Aufschlußarbeiten im Erzbergbau 
(0902/611) 1,2 

7. Inanspruchnahme aus Bürgschaften 

(3208/525) 40,0 

III. Verkehr 5 ) 197,2 ( — ) 

davon: 

1. Betriebsbeihilfe für die Hochsee-, 

Küsten- und Binnenschiffahrt (1202/ 

952) 18,1 

2. Liquiditätshilfe für die Deutsche Bun- 
desbahn (1202/531) 134,0 

3. Betriebszuschuß an die Deutsche 

Lufthansa AG (1202/625) 19,0 

4. Betriebszuschuß an Flughafengesell- 
schaften (1202/570c) 0,7 

5. Sicherung des Güterverkehrs mit 

Berlin (2701/604) 8,5 

6. Zinsverbilligung zum Wiederaufbau 
der deutschen Handelsflotte (1202/ 

950) 1,0 

7. Betriebszuschuß an die Lübecker 

Hafengesellschaft mbH (1202/602) . 0,5 

8. Verbesserung der Kapitalstruktur 

der Deutschen Bundespost (3205/689) 14,0 

9. Zuschuß an die Vorortbahn Wil- 
helmshaven (2403/501) ...... 1,2 

10. Sonstiges (1202/616, 618) 0,2 

IV. Wohnungswesen 371,3 ( 351,0) 

davon: 

1. Wohnungsbauprämien 

a) 2503/620 100,0 

b) aus Einsparungen bei A 2503/530a 220,0 

2. Zuschüsse zu Versuchs- und Ver- 
gleichsbauten (2503/570b) .... 1,2 

3. Zuschüsse zur Instandsetzung von 

Wohnungen (2503/608) 2,3 

4. Hilfsmaßnahmen zur Förderung des 

Familienheimbaues (2503/606a) . . 5,0 

5. Zuschüsse zur Fortführung der Um- 

setzungsaktion „Besser und schöner 
wohnen" (2503/606b) 6,0 
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Millionen DM 


Zuschüsse zur Baulandbeschaffung 
und -erschließung (2503/611) ... 

3,0 

Grundsteuerbeihilfen für Arbeiter- 
wohnstätten (2502/600) 

13,7 

Zins- und Lastenbeihilfen aus Mit- 
teln der Kohlenabgabe (2503 aus 510) 

2,0 

Zuschüsse für den mit öffentlichen 
Mitteln geförderten sozialen Woh- 


nungsbau (2503/607) 

a) gedeckt aus Einsparungen bei 

A 2503/530a 

5,5 

b) gedeckt aus Einsparungen bei 

A 2503/532 

9,5 

Zinsverbilligung von Geld- und Ka- 
pitalmarktmitteln, gedeckt aus Ein- 
sparungen' bei A 2503/532 .... 

1,5 

Mietbeihilfen im Rahmen der Woh- 
nungsfürsorge für Verwaltungsange- 
hörige des Bundes \ (A 2503/830c), 
gedeckt aus Einsparungen bei 

A 2503/830a 

1.0 

Sonstiges (2502/610, 612 bis 615) . . 

0,6 


Summe I bis IV 2 744,5 (1 444,5) 


*) Die Aufwendungen kommen nicht nur der Landwirtschaft, sondern auch 
der Wirtschaft und dem Verkehr zugute. 

2 ) ohne Verbilligung nach dem Verkehrsfinanzgesetz = 105,7 Millionen DM 

3 ) zur Schaffung eines ausgeglichenen landwirtschaftlichen Marktes, zur 
Sicherstellung der Versorgung der Bevölkerung im Bundesgebiet und 
in Berlin sowie zur Erfüllung handelsvertraglicher Verpflichtungen (ein- 
schließlich Verwaltungskosten in Höhe von 7,1 Millionen DM) 

4 ) ohne Betriebsbeihilfe für versteuertes Gasöl an gewerbliche und son- 
stige Betriebe nach dem Verkehrsfinanzgesetz = 11,0 Millionen DM 

5 ) ohne Betriebsbeihilfe zur Verbilligung von Gasöl zum Betrieb schienen- 
gebundener Fahrzeuge = 17,9 Millionen DM und für die Hochsee-, 
Küsten- und Binnenschiffahrt = 10,4 Millionen DM nach dem Verkehrs- 
finanzgesetz 
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Anlage 2 


Unsichtbare Begünstigungen im Rahmen des Steuerredits 

(nach dem Rechtsstand vom 1. April 1959) 


Gesetzliche Grundlage 


Kurze Kennzeichnung der Begünstigung 


Steuerausfall 
Millionen DM 


A. BEGÜNSTIGUNGEN 
NACH WIRTSCHAFTSBEREICHEN 


I. Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
1. Einkommensteuer 


§ 7e EStG 

§ 13 Abs. 3 EStG 

§§ 76 bis 78 EStDV 
VO vom 16. Juli 1958 


Bewertungsfreiheit für Fabrikgebäude, Lagerhäuser und 
landwirtschaftliche Betrieb sgebäude bei Vertriebenen, 
Flüchtlingen und Verfolgten 

Freibetrag von 1000 DM jährlich für nichtbuchführende 
Land- und Forstwirte mit einem Einkommen von nicht 
mehr als 6000 DM 

Begünstigung bestimmter Investitionen bei Land- und 
Forstwirten 

Steuervergünstigungen zur Förderung des (Baues von 
I. and arbeite rwohnung en 


21) 

10 

30 bis 40 x ) 


§ 31 KStDV 


2. Körperschaftsteuern 

Steuerbefreiung landwirtschaftlicher 'Nutziungs- und Ver- 
wertungsgenossenschaften 


10 


§ 4 Ziff. 7 u. 8 VersStG 


3. Versicherungsteuer 

Kleine Viehversicherungen 


§ 4 Ziff. 4 UStG i. V. m. 

§ 30 Abs. 1 Ziff. 7 UStDB 

§ 4 Ziff. 19 UStG 
§ 4 Ziff. 20 UStG 
§ 4 Ziff. 21 UStG 

§ 7 Abs. 2 Ziff. 2a UStG 
§ 53 UStDB 

§ 108 Flurbereinigungs- 
gesetz vom 14. Juli 1953 

§ 2 Nr. 5 KraftStG 


4. Umsatzsteuer 

Befreiung der Herstellung von Mischfuttermitteln 

Befreiung der Landwirtschaft 

Befreiung von Milche rzeugnlssen bei Molkereien 

Befreiung der Umsätze von Vereinigungen zur Förderung 
der Tierzucht, zur Trocknung von Feldfrüchten und der- 
gleichen 

Ermäßigter Steuersatz von 1,5 v. H. bei forstwirtschaft- 
lichen Betrieben 

Vergünstigung für Hopfen- .und Weiinkommiissionäre 
Steuerfreiheit der Umsätze im Flurbereiniigungsverfiahren 

5. Kraftfahrzeugsteuer 5 ) 

Befreiung der Zugmaschinen und der Anhänger hinter 
Zugmaschinen 


■*) 


230 3 ) 
110 

1 


• 4 ) 
• 2 ) 
• 2 ) 


80 


Übertrag 

(beschränkt auf die geschätzten Beträge): 


478 


*) Vorwegnahme von Abschreibungen, kein endgültiger Steuerausfall 

2 ) Schätzung des Steuerausfalls nicht oder nur nach weiteren Untersuchungen möglich 

s ) unter Zugrundelegung des ermäßigten Satzes von 1,5 v. H. 

4 ) bei Zugrundelegung des ermäßigten Steuersatzes von 1,5 v. H. nichts anzusetzen 

5 ) Der Kraftfahrzeugsteuer unterliegen mit Pauschsätzen alle Kraftfahrzeuge, selbst wenn sie nur gelegentlich eine 
öffentliche Straße benutzen. Die Freistellung der in landwirtschaftlichen Betrieben benutzten Zugmaschinen und 
Anhänger stellt somit eine Begünstigung dar. 
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Gesetzliche Grundlage 

Kurze Kennzeichnung der Begünstigung 

Steuerausfall 
Millionen DM 


Übertrag: 

6. Verbrauchsteuern 

Die Verbrauchsteuergesetze sehen eine ganze Anzahl von 
vorwiegend volkswirtschaftlich begründeten Steuerbe- 
freiungen oder Steuerermäßigungen vor, von denen hier 
die wichtigsten Ausnahmen und Begünstigungen genannt 
seien: 

a) Tabakst e u e r 

478 

§ 3 TabStG 

Steuerermäßigungen für Tabakwaren mit mindestens 
50 v. H. 



Inlandtabak (Förderung des einheimischen Tabakbaues) 

b) B i e r Steuer 

20 

§ 3 BierStG 

Steuervergünstigung für Hausbrauer durch Ermäßigung 



des niedrigsten Steuerstaffelsatzes um 40 v. H. 

c) B r a n n t wei n m o n o p o 1 4 ) 

Das Branntweinmonopolgesetz wird stark von (agrar- und 
mittelstandspolitischen sowie verbrauchspoldtischen Ziel- 
setzungen beherrscht. 

Die agrar- und mittelstandspolitischen Ziele zeigen sich 
in der Begünstigung (der land wir tschaf tli che n Brennereien, 
der Obstbrennereien und der gewerblichen Brennereien 

1 


im Klein- und Mittelbetrieb 

d) Schaumweinst e u e r 

■ 2 ) 

§10 SchaumwStG 

Steuererstattung bei Verarbeitung von mehr als 75 v. H. 
inländischen Grundweines zu Schaumwein (Förderung des 



einheimis eben We inb aus) 

7. Gewerbesteuer 

0,1 

§ 3 GewStG 

Steuerfreiheit /für landwirtschaftliche Vereinigungen zur 



gemeinschaftlichen Nutzung bzw. Bearbeitung oder Ver- 
wertung von Betriebseinrichtungen bzw. der von den Mit- 
gliedern selbst gewonnenen landwirtschaftlichen Erzeug- 
nisse,- Steuerfreiheit für kleine Hochsee- und Küsten- 



schiiffahrtsunternehmen 

■ 2 ) 

§11 Abs. 4 GewStG 

Für Kreditgenossenschaften und Zentralkassen ermäßigt 



sich die Gewerbeertragsteuer auf ein Drittel 

I. Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

• 2 ) 


(isoweit Schätzungen möglich sind) 

II. Gewerbliche Wirtschaft (ohne Verkehr) 

1. Einkommensteuer 

499,1 

§ 7a EStG 

Bewertungsfreiheit für Fabrikgebäude, Lagerhäuser und 
landwirtschaftliche Betriebsgebäude bei Vertriebenen, 



Flüchtlingen und Verfolgten 

Übertrag 

8 1 ) 


(beschränkt auf die geschätzten Beträge): 

8 


*) Vorwegnahme von Abschreibungen, kein endgültiger Steuerausfall 

2 ) Schätzung des Steuerausfalls nicht oder nur nach weiteren Untersuchungen möglich , 

4 ) Es handelt sich hier nicht um steuerrechtliche, sondern um monopolrechtliche Begünstigungen. 
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Gesetzliche Grundlage 


Kurze Kennzeichnung der Begünstigung 


Steuerausfall 
Millionen DM 


Uibertrag: 


8 


§ 74 EStDV 

§ 79 EStDV 
§ 80 EStDV 

§ 81 EStDV 
§ 82 EStDV 

§ 14 Berlinhilfegesetz i. d. F. 
des 5. Änderungsgesetzes 
vom 25. März 1959 


Steuerfreie Rücklage für Preissteigerungen (soweit be- 
' triebiswi r ts chaftlich gerechtfertigt, handelt es sich nicht 
um eiine Begünstigung) 

Bewertungsif reihei t für Ab w asserbeh an dkm gsan 1 ag e n 

Bewertungsabschlag für bestimmte Importwaren ('soweit 
betriebswirtschaftlich gerechtfertigt, handelt es sich nicht 
um eine Begünstigung) 

Bewertungsfreiheit für bestimmte Investitionen im 
Kohlen- und Erzbergbau 

Bewertungsfreiheit für Luftreinigungsanlagen 

Erhöhte Abschreibungen für in den Jahren 1959 bis 1961 
angeschaffte oder hergestellte abnutzbare Wirtschafts- 
güter des Anlagevermögens in Höhe bis zu 75 v. H. im 
Jahr der Anschaffung und in den beiden folgenden Jah- 
ren (die erhöhten Abschreibungen treten an die Stelle 
der Normalabschreibungen nach § 7 EStG) 


• 1 2 ) 

• 2 ) 

• 2 ) 

50 *) 
• 2 ) 


100 


Gesetz über Bergmanns- 
prämien 


2. Gesetz über Bergmannsprämien 3 ) 

Arbeitnehmer des Bergbaus, die unter Tage beschäftigt 
werden, erhalten steuerfreie Bergmannsprämien für jede 
unter Tage verfahrene volle Schicht von 1,25 bzw. 
2,50 DM aus Mitteln des Lohnsteueraufkommens 


200 


§ 9 KStG 

§ 11 Ziff. 4 KStG 
§ 33 KStDV 

§ 34 KStDV 


3. Körperschaftsteuer 

Steuerbefreiung der Gewinnanteile aus Schachtelbe tei- 
. ligungen 

Steuerbefreiung der Sanierungsgewinne 

Ermäßigung der Körperschaftsteuer auf ein Drittel 
bei Kreditgenossenschaften 

Ermäßigung der Körperschaftsteuer auf ein Drittel 
bei Zentralkassen 4 ) 


70 


■ 2 ) 


4 


§ 1 VStG 


§ 3 Ziff. 3 VStG 

§ 3 Ziff. 4 VStG 


4. Vermögensteuer 

Steuerbefreiung für Körperschaften des öffentlichen 
Rechts und Betriebs und Verwaltungen solcher Körper-' 
schäften (mit Ausnahme der Kreditanstalten des öffent- 
lichen Rechts) , 2 } 

Steuerbefreiung der Kapitalgesellschaften, deren Anteile 
sich ausschließlich im Besitz der öffentlichen Hand be- 
finden (mit Ausnahme der Kreditunternehmen) . 2 ) 

Steuerbefreiung der Sparkassen, soweit sie der Pflege 

des Sparverkehrs dienen , 2 ) 


Übertrag 

(beschränkt auf die ^geschätzten Beträge): 


432 


1 ) Vorwegnahme von Abschreibungen, kein endgültiger Steuerausfall 

2 ) Schätzung des Steuerausfalls nicht oder nur nach weiteren Untersuchungen möglich 

3 ) Es handelt sich hier nicht um eine Begünstigung im Rahmen des Steuerrechtes, sondern um eine Verrechnung zu 
Lasten des Lohnsteueraufkommens. Es ist jedoch darauf verzichtet worden, hierfür eine Sondergruppe zu bilden. 

4 ) Diese Begünstigung kommt auch der Landwirtschaft zugute; von einer Aufgliederung ist aber hier^ abgesehen 
worden. 
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Gesetzliche Grundlage ! Kurze Kennzeichnung der Begünstigung 


Steuerausfall 
Millionen DM 


Uibertrag: 


432 


§ 7 Abs. 1 Nr. 2 KVStG 


5. Kapitalverkehrsteuern 

a) Gesellschaftsteuer 

Steuerbefreiung der Versorgungsbetriebe inländischer 
Gebietskörperschaften 


• 2 ) 


§ 13 Abs. 1 Nr. 2 KVStG 
1955 


b) Wertpapiersteuer 

Steuerbefreiung für Emissionen von Versorgungsbetrie- 
ben inländischer Gebietskörperscbaften 


• 2 ) 


§ 4 Ziff. 4 UStG i. V. m. 

§ 30 Abs. 1 Ziff. 3 UStDB 

§ 4 Ziff. 4 UStG i. V. m. 

§ 30 Abs. 1 Ziff. 9 UStDB 

§ 4 Ziff. 5 UStG 

§ 7a UStG 
§ 7b UStG 

Berlinhilfe-Gesetz i. d. F. 
vom 9. September 1952 


6. Umsatzsteuer 

Befreiung der Herstellung von Kraft- und Schmier- 
stoffen sowie flüssigen Heiz- und Leuchtstoffen aus 
Erdöl, Kohle usw. (Mineralölprivileg) 

Befreiung der Verhüttung von Verhüttungsmateria- 
lien auf Edelmetalle oder Nichteisenmetalle (Ver- 
hüttungsprivileg) 

Befreiung der Lieferungen von Wasser, Gas, Elektrizität 
und Wärme durch Gebietskörperschaften oder durch zu- 
sammenhängende Leistungen mehrerer Unternehmen 

Freibetrag von 8000 DM für Steuerpflichtige mit einem 
Gesamtumsatz von unter 80 000 DM 

Ermäßigter Steuersatz von 1 v. H. für bestimmte Liefe- 
rungen durch Großschlachtet 

Befreiung der Lieferungen und Werkleistungen West- 
berliner Unternehmen 

Kürzungsanspruch der Unternehmer im Bundesgebiet 


350 


• 2 ) 


420 

18 


300 


7. Verbrauchsteuem 

Die Verbrauchsteuergesetze sehen eine ganze Anzahl 
von vorwiegend volkswirtschaftlich begründeten Steuer- 
befreiungen oder Steuerermäßigungen vor, von denen 
hier die wichtigsten Ausnahmen und Vergünstigungen 
genannt seien: 


§ 77 TabStG 

§§ 81 bis 89 TabStG 


§ 6 SalzStG 


a) Tabaksteuer 

Befreiung von der Tabaksteuer für Tabakerzeugnisse, die 
der Hersteller an seine Arbeitnehmer als Deputate ohne 
Entgelt abgibt 

Steuererleichterung für kleinere Betriebe in der Form, 
daß unter bestimmten Voraussetzungen ein Teil der ab- 
geführten Tabaksteuer vergütet wird 

b) Salzsteuer 

Steuerbefreiung für Salz, das zum Salzen von Heringen j 
und ähnlichen Fischen verwendet wird j 


3,6 

11 


7 


Übertrag 

(beschränkt auf die geschätzten Beträge): 


1 541,6 


2 ) Schätzung des Steuerausfalls hicht oder hur nach weiteren Untersuchungen möglich 
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Gesetzliche Grundlage 

Kurze Kennzeichnung der Begünstigung 

Steuerausfall 
Millionen DM 


Übertrag: 

1 541,6 


c) B i e r s t e u e r 


§§ 3 und 7 Abs. 1 BierStG 

Staffelung der Biersteuersätze nach der Höhe des Bier- 
ausstoßes sowie Haustrunk 

71 


d) Branntweinmonopol 



Das Branntweinmonopolgesetz wird stark von agrar- 
und mittelstandspolitischen sowie verbrauchspolitischen 
Zielsetzungen beherrscht. Die agrar- und mittelstands- 
politischen Ziele zeigen sich in der Begünstigung der 
landwirtschaftlichen Brennereien, der Obstbrennereien 
und der gewerblichen Brennereien im Klein- und Mittel- 
betrieb 

• 2 ) 


e) Mineralölsteuer 


§ 2 MinöStG 

Sondersteuersätze für Benzine, Gasöle, Schmieröle, 
Flüssiggase, Schweröle und Mineralöle, die nach be- 
stimmten Verfahren und/oder aus bestimmten Rohstoffen 
hergestellt werden 

150 


8. Gewerbesteuer 


§ 11 Abs. 3 GewStG 

Für Hausgewerbetreibende ermäßigt sich die Gewerbe- 
ertragsteuer auf die Hälfte 

■ 2 ) 

§11 Abs. 4 GewStG 

Für Kreditgenossenschaften und Zentralkassen ermäßigt 
sich die Gewerbeertragsteuer auf ein Drittel 

• 2 ) 


9. Umwandlungs-Steuergesetz 


§§ 5, 8, 9 und 10 des Um- 

Für Umwandlungen von Kapitalgesellschaften, die nach 


wandlungs-Steuergesetzes 

den Vorschriften des Gesetzes über die Umwandlung von 


vom 11. Oktober 1957 

Kapitalgesellschaften und bergrechtlichen Gewerkschaf- 
ten in der Zeit vom 1. Januar 1957 bis zum 31. Dezember 
1959 erfolgen, werden nach dem Umwandlungs-Steuer- 
gesetz steuerliche Erleichterungen und Begünstigungen 
bei der Einkommen- und Körperschaftsteuer, der Ge- 
werbesteuer, der Umsatzsteuer und der Börsenumsatz- 
steuer gewährt. Die einkommen- bzw. körperschaftsteuer- 
lichen und gewerbesteuerlichen Vergünstigungen für die 
Versteuerung des bei der Umwandlung entstehenden Ge- 
winns bestehen teils in einer Ermäßigung des Steuersat- 
zes, teils in einer Verlagerung des Umwandlungsgewinns 
in die künftigen Wirtschaftsjahre durch Bildung einer 
Rücklage. Der Umwandlungsvorgang ist Umsatzsteuer-, 
börsenumsatzsteuer- und grunderwerbsteuerfrei 

• 2 ) 


II. Gewerbliche Wirtschaft (ohne Verkehr) 



(soweit Schätzungen möglich sind) 

1 763 


III. Verkehr 



1. Einkommensteuer 


§ 34c Abs. 4 EStG 

Pauschalierung der Einkommensteuer bei ausländischen 
Einkünften unbeschränkt Steuerpflichtiger aus dem Be- 
trieb von Handelsschiffen im internationalen Verkehr 

• 2 ) 


2 ) Schätzung des Steuerausfalls nicht oder nur nach weiteren Untersuchungen möglich 
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Gesetzliche Grundlage 

Kurze Kennzeichnung der Begünstigung 

Steuerausfall 
Millionen DM 

§ 21a EStDV 

Bewertungsfreiheit für Schiffe (Überleitungsvorschrift zu 
dem gestrichenen § 7d EStG) 

75 ') 


2. Körperschaftsteuer 


§ 4 Abs. 1 Ziff. 1 KStG 

Persönliche Steuerbefreiung von Bundespost und Bundes- 
bahn 

. , 2 ) 


3. Kraftfahrzeugsteuer 


§ 2 Nr. 3 KraftStG 

Steuerbefreiung für Obusse 

1,5 

§ 1 1 Abs. 2 Nr. 2 bis 3 
KraftStG 

Ermäßigung der Kraftfahrzeugsteuer für Sattelanhänger 
um 15 v. H. für überschwere Anhänger und Speziallast- 
kraftwagen auf Baustellen um 50 v. H. 

2,0 


4. Beförderungsteuer 


§ 3 Abs. 1 Nr. 1 BefStG 

Steuerbefreiung für Beförderungen zu ermäßigten Prei- 
sen im Arbeiter-, Schüler- und Militärpersonenverkehr 

• 2 ) 

§ 3 Abs. 1 Nr. 3 BefStG 

Steuerbefreiung für den Eisenbahn-Expreßgutverkehr 
und dem Brief- und Paketverkehr der Bundespost 

22,5 

§ 3 Abs. 1 Nr. 4 BefStG 

Steuerbefreiung für die Beförderungen von Steinkohlen, 
Braunkohlen, Koks und Preßkohlen aller Art im Eisen- 
bahnverkehr 

• 2 ) 

i 

§ 3 Abs. 1 Nr. 5 BefStG 

Steuerbefreiung für Personenbeförderungen im Orts- 
und Nachbarortslinienverkehr 

• 2 ) 

i 

§ 3 Abs. 3 BefStG 
(und § 14 BefStDV) 

Steuerbefreiung für bestimmte Güterbeförderungen im 
nicht-öffentlichen Verkehr auf Schienenbahnen im Berg- j 
bau und in Industrieanlagen 

• 2 ) 

§ 3 Abs. 4 BefStG 

Steuererlaß für Beförderungen mit nichtbundeseigenen j 
Eisenbahnen, Straßenbahnen und ähnlichen Bahnen 

. 2) 

§ 10 Abs. 5 BefStG 

Steuerermäßigung von 12 auf 6 v. H. des Beförderungs- 
preises für die nichtbefreiten Personenbeförderungen 
mit Straßenbahnen und ähnlichen Bahnen-, von 12 auf 

4 v. H. für Personenbeförderungen im Arbeitnehmerver- 
kehr mit Kraftomnibussen, im Kraftdroschkenverkehr, 1 
im Mietwagenverkehr mit Personenkraftwagen sowie im 
Verkehr mit Landkraftposten 

• 2 ) 

§ 11 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 

BefStG 

Steuerermäßigung im Werkfernverkehr mit Kraftfahr- 
zeugen für die Beförderung von Milch und Milcherzeug- 
nissen, Frischfischen, Obst, Gemüse, Obstsäften, Mineral- 
brunnen, gebrauchten Packmitteln und für Güterbeförde- 
rungen im Werkfernverkehr durch Unternehmer in Berlin- 
West, dem Zonenrandgebiet, den Frachthilfegebieten und 
dem Saarrandgebiet 

40 

§ 10 BefStDV 

Steuerbefreiung der Krankenbeförderung mit Kraftfahr- 
zeugen 

• 2 ) 


Übertrag 

(beschränkt auf idle geschätzten Beträge): 

141 


*) Vorwegnahme von Abschreibungen, kein endgültiger Steuerausfall 

2 ) Schätzung des Steuerausfalls nicht oder nur nach weiteren Untersuchungen möglich 


20 
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Gesetzliche Grundlage 

Kurze Kennzeichnung der Begünstigung 

Steuerausfall 
Millionen DM 


Übertrag : 

141 

Durch Nichteinbeziehung 

Personen- und Güterbeförderungen mit Binnenschiffen 


in das BefStG sind von 

(nach § 35 Abs. 1 UStDB auch von der Umsatzsteuer 


der Beförderungsteuer 

befreit) 3 ); Personen- und Güterbeförderungen im Luft- 


befreit 

verkehr (unterliegen im Falle der Entgeltlichkeit der 
Umsatzsteuer; Ausnahmen vgl. § 18 Abs. 3 UStG); 
Güterbeförderungen in Rohrleitungen (unterliegen im 
Falle der Entgeltlichkeit der Umsatzsteuer) 

60 


5. Kapitalverkehrsteuern 



Gesellschaftsteuer 


Abschnitt IV Artikel 6 

Steuerbefreiung der Leistungen und Kredite zum Bau 
von Bundesautobahnen und zur Finanzierung der Er- 
neuerung von Anlagen der Deutschen Bundesbahn 

• 2 ) 


6. Gewerbesteuer 


§ 3 GlewStG 

Steuerfreiheit für Bundespost und Bundesbahn 

■ 2 ) 


III. Verkehr (soweit Schätzungen möglich sind) : 

201,0 


IV. Freie Berufe 



1. Einkommensteuer 


§ 18 Abs. 4 EStG 

Freibetrag von 5 v. H., höchstens 1200 DM für die An- 
gehörigen der freien Berufe 4 ) 

20 


Verordnung über Steuerbegünstigungen für die freien 
Erfinder 

• 2 ) 


2. Umsatzsteuer 


§ 4 Ziff. 17 UStG 

Freigrenze für Schriftsteller, Journalisten, Bildbericht- 
erstatter, Privatgelehrte, Künstler, Handelsvertreter und 
Makler bis 18 000 DM Umsatz 

20 


§ 53 UStDB 

Vergünstigung für Werbungsmittler 

• 2 ) 


IV. Freie Berufe 

(soweit Schätzungen möglich sind) 

40 


Zusammenstellung 



Summe I: Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

499 


Summe II: Gewerbliche Wirtschaft (ohne Verkehr) 

1 763 


Summe III: Verkehr 

201 


Summe IV: Freie Berufe 

Summe A: Begünstigungen nach Wirtschaftsbereichen 

40 


(soweit Schätzungen möglich sind) 

2 503 


2 ) Schätzung des Steuerausfalls nicht oder nur nach weiteren Untersuchungen möglich 

:i ) Die Steuerbefreiung der Binnenschiffahrt geht zurück auf die Bestimmungen der sog. „Mannheimer Akte“. 

4 ) Dieser Freibetrag wird zur Abgeltung von Werbungskosten gewährt, deren Nachweis im einzelnen den Angehöri- 
gen der freien Berufe nicht möglich ist. 
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Gesetzliche Grundlage 

Kurze Kennzeichnung der Begünstigung 

Steuerausfall 
Millionen DM 

B. 

BEGÜNSTIGUNGEN IM WOHNUNGSWESEN 



1. Einkommensteuer 


§ 3b EStG 

Steuerfreiheit der Gewinnanteile aus Anteilen an gemein- 
nützigen Wohnungsunternehmen 

• 2 ) 

§ 7b EStG 

Erhöhte Absetzungen für Wohngebäude 

375 ») 

§ 7c EStG 

Steuerliche Begünstigung von unverzinslichen Woh- 
nungsbaudarlehen 

85 3 ) 

§ 82a EStDV 

Erhöhte Absetzungen für den Modernisierungsaufwand 
bei Altbauwohnungen 

20 ’) 


2. Körperschaftsteuer 


§ 8 KStDV 

Steuerbefreiung der gemeinnützigen Wohnungs- und 
Siedlungsunternehmen 

• 2 ) 


3. Umsatzsteuer 


§ 49 UStDB 

Steuerfreiheit der Siedlungsumsätze 

• 2 ) 


4. Gewerbesteuer 


§ 3 Ziff. 6 GewStG i. V. m. 

§ 12 GewStDV 

Steuerbefreiung der gemeinnützigen Wohnungs- und 
Siedlungsunternehmen 

• 2 ) 


5. Grundsteuer 



Nach § 7 des ersten und nach § 92 des zweiten Woh- 
nungsbaugesetzes wird für den sozialen Wohnungsbau 
eine Grundsteuerbefreiung gewährt. 

200 


6. Grunderwerbsteuer 



Auf dem Gebiet der Grunderwerbsteuer gibt es eine 
große Anzahl von landesrechtlichen Befreiungsvorschrif- 
ten, insbesondere zur Förderung des Wiederaufbaus der 
Städte, des sozialen Wohnungsbaus, der Vertriebenen, 
Flüchtlinge und der Landwirtschaft. 

• 2 ) 


Summe B 

(soweit Schätzungen möglich sind) 

680 


C. SONSTIGE BEGÜNSTIGUNGEN 



1. Einkommensteuer 


§ 3 Ziff. 1 ff. EStG 

Steuerfreiheit aus sozialen und ähnlichen Gründen (wie 
z. B, für bestimmte Leistungen aus der Sozialversicherung, 
für bestimmte Abfindungen etc. wegen Entlassung aus 
einem Dienstverhältnis, für Heiratsbeihilfen, für Weih- 
nachts- und Neujahrszuwendungen bis zu einem Höchst- 
betrag u. ä.) 

• 2 ) 


g Vorwegnahme von Abschreibungen, kein endgültiger Steuerausfall 

2 ) Schätzung des Steuerausfalls nicht oder nur nach weiteren Untersuchungen möglich 

3 ) Es handelt sich nur zum Teil um Steuerausfälle (die Teilwertabschreibungen stellen eine Verlagerung der Be- 
steuerung auf spätere Jahre dar). 
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Kurze Kennzeichnung der Begünstigung 

Steuerausfall 
Millionen DM 

§ 3a EStG 

Steuerbefreiung bestimmter Zinsen (Kapitalmarktförde- 
rung) 

160 

§ 10a EStG 

Steuerbegünstigung des nicht entnommenen Gewinns bei 
Vertriebenen, Flüchtlingen und Verfolgten 

25 

§ 10b EStG 

Steuerbegünstigung, von Spenden zur Förderung mild- 
tätiger, kirchlicher, religiöser, wissenschaftlicher und 
staatspolitischer Zwecke 

• 2 ) 

§ 34c Abs. 3 EStG 

Erlaß oder Pauschalierung der Einkommensteuer bei be- 
stimmten ausländischen Einkünften 

• 2 ) 

§ 46a EStG 

Abgeltung der Einkommensteuer für bestimmte Kapital- 
erträge durch Steuerabzug von 30 v. H. 

• 2 ) 

§ 65 EStDV • 

D auschbeträge für Körperbeschädigte 

160 

§ 75 EStDV 

Bewertungsfreiheit für abnutzbare Anlagegüter privater 
Krankenanstalten 

• 2 ) 


Sachlich übereinstimmende Ländererlasse über Steuer- 
erleichterungen für das Zonenrandgebiet 

• 2 ) 

1. EStG-Änderungsgesetz 
vom 4. Juli 1955 

Steuerpräferenzen für Berlin 

125 3 ) 


2. Körperschaftsteuer 


§ 4 Abs. 1 Ziff. 1 KStG 

Persönliche Steuerbefreiung von Bundesmonopolverwal- 
tungen und staatlichen Lotterieunternehmen 

• 2 ) 

§ 4 Abs. 1 Ziff. 2 KStG 

Persönliche Steuerbefreiung der Bundesbank und be- 
stimmter Öffentlicher Kreditinstitute 

1 - 2 ) 

1 

§ 4 Abs. 1 Ziff. 3 KStG 

Persönliche Steuerbefreiung der Staatsbanken, soweit sie 
Aufgaben staatswirtschaftlicher Art erfüllen 

• 2 ) 

§ 4 Abs. 1 Ziff. 4 KStG 

Persönliche Steuerbefreiung der Öffentlichen oder unter 
Staatsaufsicht stehenden Sparkassen, soweit sie der 
Pflege des Sparverkehrs dienen 

• 2 ) 

§ 4 Abs. 1 Ziff. 5 KStG 

Persönliche Steuerbefreiung der Hauberg-, Wald-, Forst- 
und Laubgenossenschaften 

• 2 ) 

§ 4 Abs. 1 Ziff. 6 KStG 

Persönliche Steuerbefreiung der gemeinnützigen, mildtäti- 
gen und kirchlichen Körperschaften, Personenvereinigun- 
gen und Vermögensmassen 

• 2 ) 

§ 4 Abs. 1 Ziff. 7 KStG 

Persönliche Steuerbefreiung der rechtsfähigen Pensions-, 
Witwen-, Waisen-, Sterbe-, Kranken-, Unterstützungskas- 
sen und sonstiger rechtsfähiger Hilfskassen 

• 2 ) 

§ 4 Abs. 1 Ziff, 8 KStG 

Persönliche Steuerbefreiung der Berufverbände ohne 
>ffentlich-rechtlichen Charakter 

• 2 ) 

§ 4 Abs. 1 Ziff. 9 KStG 

Persönliche Steuerbefreiung der Körperschaften und Per- 
onenvereinigungen, die Vermögen für einen Berufsver- 
band verwalten 

• 2 ) 

§ 8 KStG 

Sachlich eingeschränkte Steuerpflicht bei politischen Par- 
eien und politischen Vereinen 

• 2 ) 

§ 1 1 Ziff. 5 KStG 

Steuerfreiheit der Spenden zur Förderung mildtätiger, 
kirchlicher, religiöser und wissenschaftlicher Zwecke 

• 2 ) 


Übertrag 

(beschränkt auf die geschätzten Beträge): 

470 


2 ) Schätzung des Steuerausfalls nicht oder nur nach weiteren Untersuchungen möglich 
:l ) einschließlich der Ausfälle bei der Körperschaftsteuer 
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Steuerausfall 
Millionen DM 


j 

Übertrag: 

470 

§ 19 Abs. 2 KStG 

Ermäßigung der Körperschaftsteuer für Einkünfte aus 
langfristigen Kreditgeschäften bei bestimmten Kredit- 

■■ 


anstalten 

• 2 ) 

§ 19a KStG 

Erlaß und Pauschalierung der Körperschaftsteuer bei be- 

.. 


stimmten ausländischen Einkünften 

■ 2 ) 

§ 12 KStDV 

Steuerbefreiung kleinerer Versicherungsvereine auf 



Gegenseitigkeit 

• 2 ) 

§ 35 KStDV 

Abzugsfähigkeit von Warenrückvergütungen bei Genos- 



senschaften 3 ) 

3. Vermögensteuer 

• 2 ) 

§ 3 Ziff. 1 u. 2 VStG 

Steuerbefreiung der Bundesbank, der Landeszentralban- 
ken, der Kreditanstalt für Wiederaufbau, der Vertriebe- ' 
nenbank AG sowie der Staatsbanken, soweit sie Auf- 



gaben staatswirtschaftlicher Art erfüllen 

■ 2 ) 

§ 3 Ziff. 6 VStG 

Steuerbefreiung für Körperschaften, Stiftungen usw., die 
ausschließlich und unmittelbar kirchlichen, gemeinnützi- 



gen oder mildtätigen Zwecken dienen 

• 2 ) 

§ 3 Ziff. 8 VStG 

Steuerbefreiung für Berufsverbände, deren Zweck nicht 



auf einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet ist 

• 2 ) 

§ 3 Ziff. 10 VStG 

Steuerbefreiung für politische Parteien mit ihrem Ver- 
mögen, das nicht in Betriebsvermögen, land- und forst- 
wirtschaftlichem Vermögen oder Grundvermögen be- 



steht 

Bei der Vermögensteuer bleiben weiter eine Reihe von 
Wirtschaftsgütern vorwiegend aus sozialen Gründen ver- 
mögensteuerfrei (§ 67 Ziff. 6 und 11, § 68 Ziff. 1 bis 7, 

§ 73a und b BewG). Zur Vermeidung einer Doppel- 
besteuerung wird eine vermögensteuerliche Vergünsti- 

• 2 ) 


gung für Schachtelgesellschaften gewährt (§ 60 BewG). 

4. Erbschaftsteuer 

Das Erbschaftsteuergesetz enthält in den §§ 16 bis 21 eine 
große Anzahl von Befreiungen und Ermäßigungen, die in 
erster Linie familien- und sozialpolitisch sowie kultur- 
' politisch begründet sind. Sie dienen mithin der Förderung 
des Wohles der Volksgemeinschaft schlechthin und un- 

• 2 ) 

i 

mittelbar. 

Art und Umfang dieser Vergünstigungen sind in den ein- 
zelnen Ländern der Bundesrepublik unterschiedlich. 

5. Kapitalverkehrsteuern 

a) G.esellschaf tsteuer 

• 2 ) 

§ 3 Abs. 2 KVStG 1955 

Steuerbefreiung der Kredite aus öffentlichen Kreditpro- 



grammen 

• 2 ) 

§ 7 Abs. 1 Nr. 1 KVStG 

Steuerbefreiung für Kapitalgesellschaften, die gemein- 



nützigen oder mildtätigen Zwecken dienen 

• 2 ) 


| Übertrag 



(beschränkt auf die geschätzten Beträge): 

470 

2 ) Schätzung des Steuerausfalls nicht oder nur nach weiteren Untersuchungen möglich 


3 ) Diese Begünstigung kann auch 

in der Produktionssphäre (bei Produktionsgenossenschaften) eine 

Rolle spielen. 
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Übertrag: 

470 

§ 7 Abs. 1 Nr. 3 KVStG 

1955 

Steuerbefreiung für die Vermögensverwaltungsgesell- 
schaften der nicht rechtsfähigen Berufsverbände 

• 2 ) 


b) Wertpapiersteuer 

. 

§ 13 Abs. 1 Nr. 1 KVStG 

1955 

Steuerbefreiung für Emissionen inländischer Gebietskör- 
perschaften und bestimmter öffentlicher Verbände 

■ 2 ) 

§ 6 der Steueränderungs- 
verordnung vom 

20. August 1941 

(RGBL I S. 510) 1 

Steuerbefreiung für die Emissionen inländischer öffent- 
lich-rechtlicher Kreditanstalten, inländischer Hypotheken- 
banken, Schiffspfandbriefbanken und Wohnungsunter- 
nehmen, die als gemeinnützig oder als Organe der staat- 
lichen Wohnungspolitik anerkannt sind 

• 2 ) 

§14 des Gesetzes über die 
Lastenausgleichsbank vom 

28. Oktober 1954 
(BGBl. I S. 293) 

Steuerbefreiung für die Emissionen der Lastenaus- 
gleichsbank 

c) Börsenumsatzsteuer 

• 2 ) 

§ 21 Abs. 4 des Gesetzes 
über Kapitalanlagegesell- 
schaften vom 16. April 1957 
(BGBL I S. 378) 

§ 10 des Gesetzes über 
Steuererleichterungen bei 
der Umwandlung von 
Kapitalgesellschaften und 
bergrechtlichen Gewerk- 
schaften vom 11. Oktober 

1957 

Steuerbefreiung für den ersten und ggf. auch den zweiten 
Erwerb von Anteilscheinen an Kapitalanlagegesellschaf- 
ten sowie für den Rückerwerb dieser Anteilscheine durch 
die Kapitalanlagegesellschaft 

Steuerbefreiung der Anschaffungsgeschäfte anläßlich der 
Umwandlung von Kapitalgesellschaften usw. 

• 2 ) 

• 2 ) 


6. Kraftfahrzeugsteuer 



Das Kraftfahrzeugsteuergesetz sieht u. a. Steuerbefreiung 
oder Steuererlaß für folgende Fahrzeuge vor: Feuerlösch-, 
Kranken-, Wegebau- und Straßenreinigungs- und sonstige 
Spezialkraftfahrzeuge der Gebietskörperschaften, Dienst- 
kraftfahrzeuge (außer Personenkraftwagen) der Polizei, 
Anhänger hinter steuerbefreiten Kraftfahrzeugen (§ 2 
Nr. 1 bis 5 KraftStG 1955), Personenkraftfahrzeuge Kör- 
perbehinderter (§ 3 KraftStG 1955), Feuerwehr- und Kran- 
kenfahrzeuge privater Eigentümer (§ 34 KraftStG 1955). 



7. Versicherungsteuer 


§ 4 Ziff. 2 VersStG 

Steuerbefreiung für Lebens-, Kranken-, Invaliditäts-, 
Alters-, Witwen-, Waisen-, Aussteuer-, Wehrdienst- und 
Sparversicherungen, wenn die Versicherungssumme 
500 DM oder die versicherte Jahresrente 60 DM nicht 
übersteigt 

5 

§ 4 Ziff. 3 und 4 VersStG 

Steuerbefreiung für die Sozialversicherung 

• 2 ) 

§ 4 Ziff. 5 VersStG 

Steuerbefreiung für Versicherungen bei einer Pensions-, 
Witwen- oder Waisenkasse auf Grund eines Arbeitsver- 
hältnisses 

• 2 ) 


Übertrag 

(beschränkt auf die geschätzten Beträge): 

' 475 


2 ) Schätzung des Steuerausfalls nicht oder nur nach weiteren Untersuchungen möglich 
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Übertrag: 

475 

§ 4 Ziff. 6 VersStG 

Steuerbefreiung für Krankenversicherungen, wenn das 
versicherte Krankengeld nicht höher als 4 DM täglich ist 

• 2 ) 


8. Rennwett- und Lotteriesteuer 



Das Rennwett- und Lotteriegesetz sieht eine Steuer- 
befreiung von Ausspielungen zu mildtätigen Zwecken mit 
einem Gesamtpreis der Lose einer Ausspielung bis zu 
3000 DM und von sonstigen Lotterien und Ausspielungen 
bis zu 15 DM vor (§ 18 RennWLottG). 

• 2 ) 


9. Umsatzsteuer 


§ 4 Ziff. 10 UStG 

Befreiung der Vermietung und Verpachtung von Grund- 
stücken 

• 2 ) 

§ 4 Ziff. 11 UStG 

Befreiung der ärztlichen und ähnlichen Hilfeleistungen, 
der Umsätze von Arznei-, Heil- und Hilfsmitteln, soweit 
Entgelte dafür von den reichsgesetzlichen Versicherungs- 
trägern gezahlt werden 

• 2 ) 

§ 4 Ziff. 12 UStG 

Befreiung der Beherbergung, Beköstigung und der üb- 
lichen Naturalleistungen, die ein Unternehmer seinen 
Angestellten ,und Arbeitern als Vergütung für die ge- 
leisteten Dienste gewährt 

• 2 ) 

§ 4 Ziff. 13 UStG 

Befreiung der Beherbergung, Beköstigung und Natural- 
leistungen zu Zwecken der Erziehung, Ausbildung oder 
Fortbildung 

• 2 ) 

§ 4 Ziff. 13a UStG 

Befreiung der Leistungen des Deutschen Jugendherbergs- 



werks 

• 2 ) 

§ 4 Ziff. 14 UStG 

Befreiung der Leistungen von Privatschulen 

• 2 ) 

§ 4 Ziff. 15 UStG 

Befreiung der Umsätze bestimmter Krankenanstalten 

• 2 ) 

§ 4 Ziff. 16 UStG 

Befreiung der Leistungen der amtlich anerkannten Wohl- 
fahrtsverbände 

• 2 ) 

§ 4 Ziff. 18 UStG 

Befreiung der Umsätze der Hausgewerbetreibenden, der 
Blinden und Blindenanstalten 

• 2 ) 

§ 4 Ziff. 22 UStG 

Befreiung der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten 

16 

§ 7 Abs. 2 Ziff. 1 UStG 

Ermäßigter Steuersatz für Nahrungsfette, Zucker, Grieß 
und Teigwaren 

120 

§ 7 Abs. 2 Ziff. 2b UStG 

Ermäßigter Steuersatz für Getreide, Mehl und Backwaren, 
für Frischmilch, entrahmte Milch und Buttermilch 

200 

§ 39a UStDB 

Steuerfreiheit der Beherbergung, Beköstigung und üb- 
lichen Naturalleistungen im Rahmen der Schwestern- 
gestellung 

■ 2 ) 

§ 47 UStDB 

Steuerfreiheit der öffentlichen Theater und Vorträge 

• 2 ) 

§ 50c UStDB 

Steuerfreiheit der Einrichtungen der Jugendpflege 

• 2 ) 

§ 50d UStDB 

Steuerfreiheit der Vergütungen für ehrenamtliche Tätig- 
keit 

• 2 ) 

§ 50f UStDB 

Steuerfreiheit der Lieferungen von Blutkonserven 

• 2 ) 

VO vom 5. März 1954 
(BGBl. I S. 29) 

Steuerbefreiung von Umsätzen der Vorratslager in Ber- 
lin (West) 

• 2 ) 

Übertrag 

(beschränkt auf die geschätzten Beträge): 

811 



2 ) Schätzung des Steuerausfalls nicht oder nur nach weiteren Untersuchungen möglich 
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811 


10. Verbrauchsteuem 

Die Verbrauchsteuergesetze sehen eine ganze Anzahl von 
vorwiegend volkswirtschaftlich begründeten Steuer- 
befreiungen oder Steuerermäßigungen vor, von denen 
hier die wichtigsten Ausnahmen und Vergünstigungen ge- 
nannt seien: 


a) Kaffeesteuer 

Steuerermäßigung um die Hälfte für Kaffee, der aus- 
schließlich zur Herstellung von Arzneimitteln verwendet 
wird (§ 5 KafStG) . 2 ) 

b) Zuckersteuer 

Steuerbefreiung für Futterzucker (Bienen und andere 
Tiere) und für Zucker, der zur Herstellung von anderen 
Erzeugnissen .als Lebensmitteln verwendet wird (§ 8 
ZuckStG) ' •*) 

c) Salzsteuer 

Steuerbefreiung für Salz, das zu anderen Zwecken als zur 
Herstellung und Bereitung von Lebens- und Genußmitteln 
verwendet wird (§ 6 SalzStG) . 2 ) 

d) Branntweinmonopol 

Die Abstufung der Verkaufspreise und der steuerlichen 
Belastung dient absatz- und verbrauchspolitischen Ziel- 
setzungen * *) 

Das Branntweinmonopolgesetz kennt als höchsten Preis 
den „regelmäßigen Verkaufspreis" für Branntwein zu 
Trinkzwecken (1270 DM/hl), der auch die höchste steuer- 
liche Belastung von 1000 DM je hl W einschließt, den 
„medizinisch-pharmazeutischen Sonderpreis" für; den an 
Ärzte, Apotheker und Krankenhäuser zu ärztlichen, 
chirurgischen oder pharmazeutischen Zwecken abgegebe- 
nen Branntwein (210 DM und 850 DM Steuer je hl W), 
den „besonderen ermäßigten Verkaufspreis" für Brannt- 
wein zur Herstellung von Heil-, Riech- und Schönheits- 
mitteln (210 DM und 600 DM Steuer je hl W), den „Essig- 
branntweinpreis" (160 DM und 50 DM Steuer je hl W) 
sowie den „allgemein ermäßigten Verkaufspreis" (67 DM 
je hl W) für (steuerfreien) Branntwein zu gewerblichen 
und technischen Zwecken 

e) Mineralölsteuer 

Steuerbefreiung für Mineralöle aller Art zur chemischen 
Umwandlung in andere Stoffe als Mineralöle und für sog. 

Heizöle (§ 8 MinöStG) 

11. Lastenausgleichsabgaben 

Bei der im wesentlichen abgeschlossenen Veranlagung zu 
den Lastenausgleichsabgaben sind eine große Zahl von 


Übertrag 

(beschränkt auf die 'geschätzten Beträge) : 


811 


2 ) Schätzung des Steuerausfalls nicht oder nur nach weiteren Untersuchungen möglich 
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811 


Befreiungs- und Vergünstigungsvorschriften angewandt 
worden. (Für die Vermögensabgabe die §§ 18, 19, 24 bis 
26, 29, 39 bi§ 47a, 56, 56a, 57 LAG, für die Hypotheken- 
gewinnabgabe die §§ 97, 100, 101, 103, 136, 144 bis 146a 
LAG, für die Kreditgewinnabgabe die §§ 161 und 167 
LAG.) 

• 2 ) 

§ 3 GewStG 

Bei der Erhebung der laufenden Leistungen kommen 
gleichfalls eine Reihe von Vergünstigungen in Betracht; 
ü. a. wird die Vermögensabgabe bei Alter oder Erwerbs- 
unfähigkeit gestundet (§ 54 LAG), bei Unterstützung 
durch die Fürsorge erlassen (§ 55 LAG) und bei der Ver- 
äußerung oder langfristigen Verpachtung landwirtschaft- 
licher oder gewerblicher Betriebe an Vertriebene und 
Sowjetzonenflüchtlinge werden die Vierteljahresbeträge 
nicht erhoben (§§ 36 bis 56 BVFG und § 202 LAG i. V. m. 
der 13. Abgaben DV-LA). Bei der Hypothekengewinn- 
abgabe können fällige Abgabeleistungen wegen ungün- 
stiger Ertragslage des belasteten Grundstücks und wegen 
wirtschaftlicher Bedrängnis des Abgabeschuldners erlas- 
sen werden; dies gilt auch bei Grundstücken, die mild- 
tätigen Zwecken dienen (§§ 99, 129, 131 und 132 LAG). 

12. Gewerbesteuer 

Steuerfreiheit für Monopolverwaltungen und staatliche 



Lotterieunternehmen 

• 2 ) 


Steuerfreiheit für Bundesbank, Landeszentralbanken u. a. 
öffentlich-rechtliche Kreditanstalten 

• 2 ) 


Steuerfreiheit für Staatsbanken, soweit sie staatswirt- 
schaftliche Aufgaben erfüllen 

• 2 ) 


Steuerfreiheit für öffentliche und staatlich beaufsichtigte 
Sparkassen, soweit sie dem eigentlichen Sparverkehr 
dienen 

• 2 ) 


Steuerfreiheit für Hauberg-, Wald-, Forst- und Laubgenos- 
senschaften 

• 2 ) 


Steuerfreiheit für gemeinnützige, mildtätige und kirchliche 
Körperschaften 

• 2 ) 


Steuerfreiheit für rechtsfähige Pensions-, Witwen-, Wai- 
sen-, Sterbe-, Kranken-, Unterstützungskassen u. a. Hilfs- 
kassen 

• 2 ) 


Steuerfreiheit für Vermögensverwaltungsgesellschaften 
der nichtrechtsfähigen Berufsverbände 

• 2 ) 

§ 8 Ziff. 9 GewStG 

Steuerfreiheit für Spenden für wissenschaftliche Zwecke 

• 2 ) 

§ 9 Ziff. 5 GewStG 

13. Grundsteuer 

Das Grundsteuergesetz enthält in den §§ 4 bis 6, 29, 30 
und 33 'Abs. 4 eine Anzahl von Steuerbefreiungen. U. a. 
ist aller Grundbesitz, der im Rahmen der öffentlichen 
Aufgaben (Wissenschaft, Erziehung, Gesundheitswesen, 
Verkehr, Sport u. a. m.) benutzt wird, steuerfrei. 

• 2 ) 


Summe C: Sonstige Begünstigungen 
(soweit Schätzungen möglich sind) 

811 


2 ) Schätzung des Steuerausfalls nicht oder nur nach weiteren Untersuchungen möglich 
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